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Anhörungsverfahren zur Planfeststellung für den sechsstreifigen Ausbau der Autobahn A 10 von westlich
der Anschlussstelle Berlin-Weißensee bis östlich des Autobahndreiecks Schwanebeck (km 193,700 bis km

2,114) und den grundhaften Ausbau der Autobahn A 11 nördlich des Autobahndreiecks Schwanebeck
(km 0,000 bis km 3,299) mit der Umgestaltung des Autobahndreiecks Schwanebeck unter Einbeziehung
der Anschlussstelle Berlin-Weißensee sowie die Ergänzung der Bundesstraße 2 mit einem Radweg von
Lindenberg bis Schwanebeck (ca. 2.400 m lang) einschließlich trassenferner landschaftspflegerischer

Begleitmaßnahmen in der Gemarkung Schwanebeck, Gemeinde Panketal, in den Gemarkungen Linden-
berg und Blumberg, Gemeinde Ahrensfelde-Blumberg, in den Gemarkungen Bernau und Birkholz, Stadt

Bernau bei Berlin, Landkreis Barnim, in den Gemarkungen Lehnitz und Wensickendorf, Stadt Oranienburg,
in der Gemarkung Borgsdorf, Stadt Hohen Neuendorf, in der Gemarkung Vogelsang, Stadt Zehdenick,

Landkreis Oberhavel

Das Planfeststellungsverfahren ist zum 06.10.2008 eingestellt. Die seit
Auslegung der Planunterlagen bestehende Veränderungssperre ist aufge-
hoben. Baubeschränkungen an der geplanten Straße sind außer Kraft ge-
treten.

Das Vorkaufsrecht des Trägers der Straßenbaulast an den vom Plan betrof-
fenen Flächen ist erloschen.

i.V. Faßmann Siegel

Hans-Joachim Laesicke
- Bürgermeister -

Oranienburg, den 18.08.2008
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Bekanntmachung über die Auslegung von Planunterlagen zur Planfeststellung für den sechsstreifigen
Ausbau der Autobahn A 10 von westlich der Anschlussstelle Berlin-Weißensee bis östlich des Autobahn-
dreiecks Schwanebeck (km 193,700 bis km 2,114) und den grundhaften Ausbau der Autobahn A 11 nörd-
lich des Autobahndreiecks Schwanebeck (km 0,000 bis km 3,299) mit der Umgestaltung des Autobahn-
dreiecks Schwanebeck unter Einbeziehung der Anschlussstelle Berlin-Weißensee und den Umbau der
Landesstraße 200 zwischen der Anschlussstelle Berlin-Weißensee und dem Ortseingang Schwanebeck
sowie die Ergänzung der Bundesstraße 2 und der Landesstraße 200 mit einem gemeinsamen Geh- und
Radweg von Lindenberg bis Schwanebeck (ca. 2.400 m lang) einschließlich trassenferner landschafts-

pflegerischer Begleitmaßnahmen in der Gemarkung Schwanebeck, Gemeinde Panketal, in den Gemarkun-
gen Lindenberg und Blumberg, Gemeinde Ahrensfelde-Blumberg, in den Gemarkungen Bernau und

Birkholz, Stadt Bernau bei Berlin, Landkreis Barnim, in den Gemarkungen Lehnitz und Wensickendorf,
Stadt Oranienburg, in der Gemarkung Borgsdorf, Stadt Hohen Neuendorf, in der Gemarkung Vogelsang,

Stadt Zehdenick, Landkreis Oberhavel

Der Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg, Niederlassung Autobahn,
hat für das oben genannte Bauvorhaben die Durchführung des Plan-
feststellungsverfahrens nach § 17a FStrG1 in Verbindung mit § 73 VwVfGBbg2

beantragt. Für das Bauvorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden Grundstücke in den Gemarkun-
gen Lehnitz und Wensickendorf beansprucht.
Der Plan (Zeichnungen, Erläuterungen sowie die entscheidungserheblichen
Unterlagen über die Umweltauswirkungen) liegt in der Zeit vom
06. Oktober bis 05. November 2008
während der  Dienststunden
Montag von  08.00 - 12.00 Uhr und von 13.00 - 16.00 Uhr
Dienstag von  08.00 - 12.00 Uhr und von 13.00 - 18.00 Uhr
Mittwoch von  08.00 - 12.00 Uhr und von 13.00 - 16.00 Uhr
Donnerstag von  08.00 - 12.00 Uhr und von 13.00 - 16.00 Uhr
Freitag von  08.00 - 13.00 Uhr

sowie nach telefonischer Vereinbarung auch außerhalb dieser Zeiten in der
Stadt Oranienburg, Schloßplatz 1, Stadtplanungsamt, Zimmer 2.241 in
16515 Oranienburg, zur allgemeinen Einsichtsnahme aus

Hinweise:

1. Jeder, dessen Belange durch das Bauvorhaben berührt werden, kann
bis spätestens zwei Wochen nach Beendigung der Auslegung, das ist
bis zum 19. November 2008, beim Landesamt für Bauen und Ver-
kehr, Dezernat 11 - Anhörungsbehörde, Lindenallee 51, 15366 Hoppe-
garten (Telefon: 03342 / 355 332, Fax: 03342 / 355 170 oder 03342 /
355 666) oder der Stadt Oranienburg, Schloßplatz 1, 16515
Oranienburg, Einwendungen gegen den Plan schriftlich oder zur Nie-
derschrift zum Aktenzeichen 1138-AHB-590.08 erheben. Die Einwen-
dungen müssen den geltend gemachten Belang und das Maß ihrer
Beeinträchtigungen erkennen lassen. Mit Ablauf dieser Frist sind alle
Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen
privatrechtlichen Titeln beruhen (§ 17 Abs. 4 S. 1 FStrG in Verbindung
mit § 73 Abs. 4 S. 3 VwVfGBbg).

2. Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschrifts-
listen unterzeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte
eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer
Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und
Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen.
Anderenfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben.

3. Rechtzeitig erhobene Einwendungen werden in einem Termin erörtert,
der zu gegebener Zeit noch ortsüblich bekannt gemacht wird. Der
Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Diejenigen, die fristgerecht Ein-
wendungen erhoben haben, bzw. bei gleichförmigen Einwendungen
der Vertreter, werden von dem Termin gesondert benachrichtigt. Sind
mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können diese durch

eine öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. Die Teilnahme an
dem Erörterungstermin ist den Beteiligten freigestellt. Die Vertretung
durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist
durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die der Anhörungs-
behörde zu den Akten zu geben ist. Bei Ausbleiben eines Beteiligten in
dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden.

4. Kosten, die durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von
Einwendungen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreter-
bestellung entstehen, werden nicht erstattet.

5. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung
dem Grunde nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungs-
termin, sondern in einem gesonderten Entschädigungsverfahren be-
handelt.

6. Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens
durch die Planfeststellungsbehörde (Ministerium für Infrastruktur und
Raumordnung des Landes Brandenburg, Henning-von-Tresckow-Str. 2-
8, 14467 Potsdam) entschieden. Die Zustellung der Entscheidung (Plan-
feststellungsbeschluss) an die Einwender kann durch öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzu-
nehmen sind.

7. Die Nummern 1, 2, 3, 4 und 6 gelten für die Anhörung der Öffentlich-
keit zu den Umweltauswirkungen des Bauvorhabens nach § 9 Abs. 1
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung3  entsprechend.

8. Vom Beginn der Auslegung des Planes treten die Anbaubeschränkungen
nach § 9 FStrG und die Veränderungssperre nach § 9a FStrG in Kraft.
Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt dem Träger der Straßenbau-
last ein Vorkaufsrecht an den vom Plan betroffenen Flächen zu (§ 9a
Abs. 6 FStrG).

i.V. Faßmann Siegel

Hans-Joachim Laesicke
- Bürgermeister -

Oranienburg, den 18.08.2008

______________
1 FStrG - Bundesfernstraßengesetz in der Fassung der Bekanntmachung

vom 28.06.2007 (BGBl. I S. 1206)
2 VwVfGBbg - Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Brandenburg

in der Fassung der Bekanntmachung vom 09.03.2004 (GVBl. I/04 S.
78)

3 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 25.06.2005 (BGBl. I S. 1757); geändert durch
Art. 2 des Gesetzes vom 24.06.2005 (BGBl. I S. 1794)
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Flächennutzungsplan der Stadt Oranienburg (Neuaufstellung)
hier:    Öffentliche Auslegung des Flächennutzungsplanentwurfs im Rahmen der

Beteiligung der Öffentlichkeit an der Bauleitplanung gemäß § 3 (2) BauGB

Anlass der Planung
Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 26.05.2008 den
Entwurf des Flächennutzungsplans der Stadt Oranienburg (Stand Januar
2008) sowie die Begründung und den Entwurf des Umweltberichtes und
die erneute Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) Baugesetzbuch -
BauGB beschlossen.  Aufgrund der zahlreichen Änderungen zum Stand 01/
2006 (Januar 2006) ist eine erneute Auslegung gem. § 4a Abs. 3 BauGB
notwendig.

Offenlegung der Planunterlagen, Ort, Dauer und Öffnungszeiten
Im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit wird der Entwurf des Flä-
chennutzungsplans mit Begründung und der Umweltbericht gemäß § 3 (2)
BauGB in der Zeit vom

15. September  2008 bis zum 14. Oktober 2008
im Stadtplanungsamt der Stadt Oranienburg, Schloss, Gebäude II, 1. OG zu
folgenden Zeiten für jedermann öffentlich ausgelegt:

Montag, Mittwoch,
Donnerstag 8.00 bis 12.00 und 13.00 bis 16.00 Uhr,
Dienstag 8.00 bis 12.00 und 13.00 bis 18.00 Uhr,
Freitag 8.00 bis 13.00 Uhr.

Informationen zu folgenden umweltrelevanten Aspekten
Es liegen Informationen zu folgenden umweltrelevanten Aspekten vor:
• Landschaftsplan (Entwurf)
• Lärmemissionen

• Verkehr
• Kontamination des Bodens
• Wassertourismus

Natur- und Landschaftsschutz

Diese umweltbezogenen Informationen können während der öffentlichen
Auslegung zusammen mit den bereits vorliegenden wesentlichen umwelt-
bezogenen Stellungnahmen eingesehen werden.

Gelegenheit zur Äußerung zu den Planinhalten
Während der Offenlegung können Hinweise und Anregungen zum Plan-
entwurf schriftlich oder während der Dienstzeiten zur Niederschrift vorge-
bracht werden. Die vorgebrachten Hinweise und Anregungen werden in
die abschließende Abwägung der öffentlichen und privaten Belange
gegeneinander und untereinander einbezogen.
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können gemäß § 4a (6)
BauGB bei der Beschlussfassung über den Flächennutzungsplan unberück-
sichtigt bleiben.

Oranienburg, den 13.08.2008

--------------------------------
Hans-Joachim Laesicke Siegel
-Bürgermeister-

Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg

Aktenzeichen: 09.53 - 951

Öffentliche Bekanntmachung eines Antrags nach § 9 Absatz 4
Grundbuchbereinigungsgesetz in den Gemarkungen Oranienburg und

Sachsenhausen im Bereich der Stadt Oranienburg
Die Firma EMB - Erdgas Mark Brandenburg GmbH, Großbeerenstraße 181
- 183 in 14482 Potsdam, hat mit Datum vom 28. Juli 2008, hier eingegan-
gen am  30. Juli 2008, einen Antrag auf Bescheinigung von beschränkten
persönlichen Dienstbarkeiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhal-
tung und Erneuerung einer bereits bestehenden Gashochdruckleitung (HDL
063.00.00 BR Oranienburg Kremmener Straße - BR Oranienburg Chaussee-
straße) nebst Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen
für Grundstücke in den Gemarkungen Oranienburg und Sachsenhausen in
der Stadt Oranienburg gestellt. Dieser Antrag wird hier unter dem Aktenzei-
chen 09.53 - 951 geführt.

Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbereinigungs-
gesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), zuletzt geän-
dert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 2003 (BGBl. I S.
2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung zur Durchführung
des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer Vorschriften auf dem
Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durchführungsverordnung, SachenR-
DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I S. 3900) öffentlich bekannt gemacht.
Die Antragsunterlagen können von den Berechtigten innerhalb von vier
Wochen nach dem ersten Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Berg-
bau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus
5, 4. Etage), Stahnsdorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Termin-
vereinbarung unter (033203) 36 - 823 (montags bis donnerstags in der
Zeit von 08.00 bis 15.00 Uhr und freitags in der Zeit von 08.00 bis 12.00
Uhr)  – bzw. nach vorheriger Absprache auch außerhalb dieser Zeiten –
eingesehen werden. Die Frage, ob ein Grundstück überhaupt (bzw. in wel-
chem Ausmaß) betroffen ist, kann vorab telefonisch geklärt werden.

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem Ge-
biet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 1990
genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energieanlagen ent-
standen. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbarkeit wird der Stand
vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist ein Einverständnis mit der
vorhandenen Belastung des Grundstücks bzw. mit der bestehenden Energie-
anlage selbst nicht erforderlich. Alle danach eingetretenen Veränderungen,
die die Nutzung des Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene
Maß hinaus beeinträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag
zwischen dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer,
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem Grund-
stück geregelt werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Ein eventueller Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstücks-
eigentümer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach
dem ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt wer-
den. Ein in der Sache begründeter Widerspruch kann allerdings nur darauf
gerichtet sein, dass die Anlage bzw. Leitung am 3. Oktober 1990 nicht
genutzt und/oder am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunter-
nehmen oder dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass
die in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft (also anders
als vom Unternehmen) dargestellt ist.

Kleinmachnow,  08. August 2008
Im Auftrag
(Grunenberg)
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Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg

Aktenzeichen: 09.53 - 938

Öffentliche Bekanntmachung eines Antrags nach § 9 Absatz 4
Grundbuchbereinigungsgesetz in der Gemarkung Friedrichsthal

im Bereich der Stadt Oranienburg
Die Firma EMB - Erdgas Mark Brandenburg GmbH, Großbeerenstraße 181
- 183 in 14482 Potsdam, hat mit Datum vom 18. Juli 2008, hier eingegan-
gen am 21. Juli 2008, einen Antrag auf Bescheinigung von beschränkten
persönlichen Dienstbarkeiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhal-
tung und Erneuerung einer bereits bestehenden Gashochdruckleitung (HDL
063.06.00 Anschlussleitung für den Ort Friedrichsthal) nebst Einrichtungen
und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für Grundstücke in der Ge-
markung Friedrichsthal in der Stadt Oranienburg gestellt. Dieser Antrag wird
hier unter dem Aktenzeichen 09.53 - 938 geführt.
Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbereinigungs-
gesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), zuletzt geän-
dert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 2003 (BGBl. I S.
2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung zur Durchführung
des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer Vorschriften auf dem
Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durchführungsverordnung, SachenR-
DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I S. 3900) öffentlich bekannt gemacht.
Die Antragsunterlagen können von den Berechtigten innerhalb von vier
Wochen nach dem ersten Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Berg-
bau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus
5, 4. Etage), Stahnsdorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Termin-
vereinbarung unter (033203) 36 - 823 (montags bis donnerstags in der
Zeit von 08.00 bis 15.00 Uhr und freitags in der Zeit von 08.00 bis 12.00
Uhr)  - bzw. nach vorheriger Absprache auch außerhalb dieser Zeiten - ein-
gesehen werden. Die Frage, ob ein Grundstück überhaupt (bzw. in wel-
chem Ausmaß) betroffen ist, kann vorab telefonisch geklärt werden.

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem Ge-
biet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 1990
genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energieanlagen ent-
standen. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbarkeit wird der Stand
vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist ein Einverständnis mit der
vorhandenen Belastung des Grundstücks bzw. mit der bestehenden Energie-
anlage selbst nicht erforderlich. Alle danach eingetretenen Veränderungen,
die die Nutzung des Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene
Maß hinaus beeinträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag
zwischen dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer,
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem Grund-
stück geregelt werden.
Rechtsbehelfsbelehrung:
Ein eventueller Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstücks-
eigentümer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach
dem ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt wer-
den. Ein in der Sache begründeter Widerspruch kann allerdings nur darauf
gerichtet sein, dass die Anlage bzw. Leitung am 3. Oktober 1990 nicht
genutzt und/oder am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunter-
nehmen oder dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass
die in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft (also anders
als vom Unternehmen) dargestellt ist.
Kleinmachnow,  29. Juli 2008
Im Auftrag
(Grunenberg) Siegel

Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg

Aktenzeichen: 09.53 - 932

Öffentliche Bekanntmachung eines Antrags nach § 9 Absatz 4 Grundbuch-
bereinigungsgesetz in der Gemarkung Oranienburg im Bereich der Stadt

Oranienburg
Die Firma EMB - Erdgas Mark Brandenburg GmbH, Großbeerenstraße 181
- 183 in 14482 Potsdam, hat mit Datum vom 18. Juli 2008, hier eingegan-
gen am 21. Juli 2008, einen Antrag auf Bescheinigung von beschränkten
persönlichen Dienstbarkeiten zum Besitz und Betrieb sowie zur Unterhal-
tung und Erneuerung einer bereits bestehenden Gashochdruckleitung (HDL
060.00.00 BR Oranienburg Kremmener Str. bis Abzweig VNG 84.04) nebst
Einrichtungen und Zubehör bzw. Neben- und Sonderanlagen für Grundstü-
cke in der Gemarkung Oranienburg in der Stadt Oranienburg gestellt. Die-
ser Antrag wird hier unter dem Aktenzeichen 09.53 - 932 geführt.
Der Antrag wird hiermit gemäß § 9 Absatz 4 Satz 2 Grundbuchbereinigungs-
gesetz (GBBerG) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2192), zuletzt geän-
dert durch Artikel 63 der Verordnung vom 25. November 2003 (BGBl. I S.
2304), in Verbindung mit § 7 Absatz 1 der Verordnung zur Durchführung
des Grundbuchbereinigungsgesetzes und anderer Vorschriften auf dem
Gebiet des Sachenrechts (Sachenrechts-Durchführungsverordnung, SachenR-
DV) vom 20. Dezember 1994 (BGBl. I S. 3900) öffentlich bekannt gemacht.
Die Antragsunterlagen können von den Berechtigten innerhalb von vier
Wochen nach dem ersten Tag der Veröffentlichung im Landesamt für Berg-
bau, Geologie und Rohstoffe Brandenburg, Außenstelle Kleinmachnow (Haus
5, 4. Etage), Stahnsdorfer Damm 77 in 14532 Kleinmachnow, nach Termin-
vereinbarung unter (033203) 36 - 823 (montags bis donnerstags in der
Zeit von 08.00 bis 15.00 Uhr und freitags in der Zeit von 08.00 bis 12.00
Uhr)  - bzw. nach vorheriger Absprache auch außerhalb dieser Zeiten - ein-
gesehen werden. Die Frage, ob ein Grundstück überhaupt (bzw. in wel-
chem Ausmaß) betroffen ist, kann vorab telefonisch geklärt werden.

Gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 GBBerG ist von Gesetzes wegen auf dem Ge-
biet der ehemaligen DDR eine Dienstbarkeit für alle am 3. Oktober 1990
genutzten und am 25. Dezember 1993 betriebenen Energieanlagen ent-
standen. Durch diese beschränkte persönliche Dienstbarkeit wird der Stand
vom 3. Oktober 1990 dokumentiert. Deshalb ist ein Einverständnis mit der
vorhandenen Belastung des Grundstücks bzw. mit der bestehenden Energie-
anlage selbst nicht erforderlich. Alle danach eingetretenen Veränderungen,
die die Nutzung des Grundstücks über das am 3. Oktober 1990 gegebene
Maß hinaus beeinträchtigen, müssen durch einen zivilrechtlichen Vertrag
zwischen dem Versorgungsunternehmen und dem Grundstückseigentümer,
Erbbauberechtigten oder sonstigen dinglich Berechtigten an dem Grund-
stück geregelt werden.
Rechtsbehelfsbelehrung:
Ein eventueller Widerspruch kann durch den Berechtigten (Grundstücks-
eigentümer, Erbbauberechtigter usw.) innerhalb von vier Wochen nach
dem ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung eingelegt wer-
den. Ein in der Sache begründeter Widerspruch kann allerdings nur darauf
gerichtet sein, dass die Anlage bzw. Leitung am 3. Oktober 1990 nicht
genutzt und/oder am 25. Dezember 1993 vom Energieversorgungsunter-
nehmen oder dessen Rechtsnachfolger nicht betrieben worden ist oder dass
die in den Unterlagen dargestellte Leitungsführung fehlerhaft (also anders
als vom Unternehmen) dargestellt ist.
Kleinmachnow,  31. Juli 2008
Im Auftrag
(Grunenberg)
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Wahlbekanntmachung

1. Am 28. September 2008 finden in der Stadt Oranienburg und den
Ortsteilen Sachsenhausen, Friedrichsthal, Germendorf, Lehnitz, Malz,
Schmachtenhagen, Wensickendorf und Zehlendorf folgende Kommu-
nalwahlen statt:

• Wahl des Kreistages Oberhavel
• Wahl der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Oranienburg
• Wahl der Ortsbeiräte der Ortsteile Sachsenhausen, Friedrichsthal,

Germendorf, Lehnitz, Malz, Schmachtenhagen, Wensickendorf,
Zehlendorf

Die Wahlzeit dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr.

2. Das Wahlgebiet ist in 32 Wahlbezirke eingeteilt. In den Wahl-
benachrichtigungskarten, die den Wahlberechtigten bis zum
31.08.2008 übersandt worden sind, sind der Wahlbezirk und das Wahl-
lokal angegeben, in dem die wahlberechtigte Person zu wählen hat.

3. Jede wahlberechtigte Person hat für jede Wahlart drei Stim-
men.

4. Die Stimmzettel werden amtlich hergestellt und im Wahllokal bereit-
gehalten. Sie enthalten die im betreffenden Wahlkreis zugelassenen
Wahlvorschläge.

5. Der Wähler gibt seine Stimme für jede Wahlart in der Weise ab,
dass er die Bewerber, denen er seine Stimme geben will, durch ankreu-
zen zweifelsfrei kennzeichnet. Er kann
a) einem Bewerber bis zu drei Stimmen geben,
b) seine Stimme auch verschiedenen Bewerbern eines Wahlvorschla-

ges geben, ohne an die Reihenfolge innerhalb des Wahlvorschlages
gebunden zu sein,

c) seine Stimmen Bewerbern verschiedener Wahlvorschläge geben,
jedoch insgesamt nicht mehr als 3 Stimmen auf einem Stimm-
zettel. Der Stimmzettel ist sonst ungültig.

6. Die Wähler haben zur Wahl ihre Wahlbenachrichtigung mitzubringen
und ein gültiges Personaldokument bereit zu halten. Sie haben sich
auf Verlangen des Wahlvorstandes über ihre Person auszuweisen.

7. Wer keinen Wahlschein besitzt, kann seine Stimme(n) nur in dem für
ihn zuständigen Wahllokal abgeben.

8. Wahlscheininhaber können an der Wahl in dem Wahlkreis, für den
der Wahlschein gilt, durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbe-
zirk dieses Wahlkreises oder durch Briefwahl teilnehmen.

9. Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Stadt Oranienburg
einen amtlichen Stimmzettel, einen amtlichen Wahlumschlag und ei-
nen amtlichen Wahlbriefumschlag beschaffen und seinen Wahlbrief mit
dem Stimmzettel (im verschlossenen Wahlumschlag) und dem unter-
schriebenen Wahlschein so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag
angegebenen Stelle übersenden, dass er dort spätestens am Wahltag
bis 18 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch bei der angegebenen
Stelle abgegeben werden.

10. Die Wahl ist öffentlich. Jedermann hat zum Wahllokal Zutritt, so-
weit das ohne Störung des Wahlgeschäftes möglich ist.

11. Nach den Vorschriften des Strafgesetzbuches wird bestraft, wer unbe-
fugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt
oder das Ergebnis verfälscht.

Oranienburg, den 06.09.2008

gez. Hans-Joachim Laesicke
Stadt Oranienburg
Der Bürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung der zugelassenen Wahlvorschläge für die Wahl der
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Oranienburg und

die Wahlen der Ortsbeiräte der Ortsteile Friedrichsthal, Germendorf, Lehnitz, Malz,
Schmachtenhagen, Wensickendorf, Sachsenhausen und Zehlendorf

am 28. September 2008
gemäß § 38 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes und § 40 Abs. 1 der Brandenburgischen Kommunalwahlverordnung

Für die Wahl der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Oranienburg hat der Wahlausschuss die folgenden Wahlvorschläge zugelassen:
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Öffentliche Sitzung des Wahlausschusses der Stadt Oranienburg für die Wahl der
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Oranienburg und die Wahlen der

Ortsbeiräte der Ortsteile Sachsenhausen, Friedrichsthal, Lehnitz, Malz,
Schmachtenhagen, Wensickendorf, Germendorf und Zehlendorf

am 28. September 2008

Öffentliche Bekanntmachung des Stadtwahlleiters vom 06. September 2008

Die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses, in der die Wahlergebnisse der
o. g. Wahlen festgestellt werden, findet

am Dienstag, dem 30.09.2008 um 17.00 Uhr
in der Stadtverwaltung Oranienburg, Haus 1, ZiNr. 1.201.
Schlossplatz 1 in 16515 Oranienburg

statt.

gez. Hornauer
Stadtwahlleiter

Ende der amtlichen Bekanntmachungen

Sitzungstermine

September

08.09.08 Haupt- und Finanzausschuss
22.09.08 Stadtverordnetenversammlung

Oktober

20.10.08 konstituierende Stadtverordnetenversammlung

21.10.08 konstituierende Sitzung Ortsbeirat Sachsenhausen

21.10.08 konstituierende Sitzung Ortsbeirat Schmachten-
hagen

22.10.08 konstituierende Sitzung Ortsbeirat Malz

22.10.08 konstituierende Sitzung Ortsbeirat Lehnitz

23.10.08 konstituierende Sitzung Ortsbeirat Germendorf

23.10.08 konstituierende Sitzung Ortsbeirat Wensickendorf

27.10.08 konstituierende Sitzung Ortsbeirat Zehlendorf

27.10.08 konstituierende Sitzung Ortsbeirat Friedrichsthal

nächste Ausgabe: 11. Oktober 2008

Redaktionsschluss: 25. September 2008

rabe@oranienburg.de
Tel.: 0 33 01/ 600 8102, Fax: 0 33 01/ 600 99 8102

oder

freude@oranienburg.de
Tel. 03301/600 8103

Bitte senden Sie Ihre Informationen und Termine
NUR

per E-mail an
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